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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates betreffend die gemeinsame 
Maßnahme zur Verbesserung der Verarbeitungs- und Absatzbedingungen 
für landwirtschaftliche Erzeugnisse 

— Drucksache 7/4033 — 

A. Problem 

Nach Auffassung der EG-Kommission bedürfen die Maßnahmen 
zur Verbesserung der Verarbeitungs- und Absatzbedingungen 
für die landwirtschaftlichen Erzeugnisse des Gemeinsamen 
Agrarmarktes, die in Anhang II zum EWG-Vertrag festgelegt 
sind, der Vereinheitlichung. Dies gilt insbesondere für Maß- 
nahmen zur Verbesserung 

— der Lagerung, Aufbereitung und Konservierung, 

— der Vermarktungswege und der Markttransparenz 

sowie zur Erforschung neuer Verwertungs- und Verarbeitungs- 
verfahren. 

B. Lösung 

Nach dem Vorschlag der EG-Kommission soll die Förderung 
der obigen Maßnahmen im Rahmen sektoraler Programme er- 
folgen, wobei deren Aufstellung den Mitgliedstaaten, berufs- 
ständischen Organisationen oder der Kommission obliegen soll. 

Sodann soll die Kommission über die Programme und über die 
Förderung jedes Einzelvorhabens entscheiden. 

Einmütige Kenntnisnahme 

C. Alternativen 

Entscheidung über die Förderungsprogramme durch die Mit- 
gliedsländer, wesentliche Verfahrensvereinfachung in Brüssel, 

Begrenzung des Finanzierungsplafonds auf 325 Millionen Rech- 
nungseinheiten (RE) jährlich und Eigenbeteiligung der Zuschuß- 
empfänger von mindestens 65 v. H. sowie Begrenzung des 
Warenbereichs. 
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A. Bericht des Abgeordneten Bewerunge 


Der Verordnungsvorschlag wurde mit Schreiben 
der Frau Präsidentin vom 25. September 1975 dem 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
zur Beratung überwiesen. Der Ausschuß hat ihn in 
seiner Sitzung am 4. Dezember 1975 behandelt. 

Bei dem Vorschlag geht es um folgendes: 

Weitaus die meisten Agrarerzeugnisse in der 
EWG unterliegen einer Verarbeitung, bevor sie an 
den Endverbraucher gelangen. Die Landwirtschaft 
hängt weitgehend vom reibungslosen Funktionie- 
ren der Vermarktung und Verarbeitung ihrer Er- 
zeugnisse ab. Je wirksamer die Verarbeitungs- und 
Vermarktungsstrukturen sind, um so eher werden 
diese Sektoren in der Lage sein, den landwirtschaft- 
lichen Erzeugern für ihre Produkte angemessene 
Preise zu zahlen. Nach EWG-Recht liegt die Anpas- 
sung und Verbesserung der Vermarktung landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse im Aufgabenbereich des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft (EAGFL), Abteilung Ausrich- 
tung. Im vorliegenden Entwurf ist eine gemeinsame 
Maßnahme im Bereich der Vermarktungs- und Ver- 
arbeitungsstruktur vorgesehen, die vom EAGFL 
finanziert werden soll. Im einzelnen geht es dabei 
um die Förderung von Vorhaben 

— zur Verbesserung der Lagerung, Aufbereitung 
und Konservierung, 

— der Verwertung der Agrarerzeugnisse, 

— der Verbesserung ihrer Vermarktungswege und 
der Markttransparenz 

— sowie der Erforschung neuer Verwertungs- und 
Verarbeitungsverfahren, 

und zwar durch Investitionskosten-Zuschüsse bis zu 
25 Prozent aus dein EAGFL, Abteilung Ausrich- 
tung. Der sachliche Anwendungsbereich soll alle 
im Anhang II des EWG-Vertrages aufgeführten 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse umfassen, also alle 
Produkte, für die der gemeinsame Agrarmarkt gilt. 
Ferner sollen förderungsfähig sein auch Vorhaben 
zur Erzeugung oder Vermarktung von Erzeugnissen, 
deren wertmäßig überwiegender Anteil auf Agrar- 
erzeugnisse entfällt. Hinsichtlich des Verfahrens 
schlägt die Kommission vor, daß die Förderung im 
Rahmen sektoraler Programme erfolgen soll, die 


von den Mitgliedstaaten, berufsständischen Organi- 
sationen oder von ihr selbst aufgestellt werden. Die 
Entscheidung über die Programme und über die 
Förderung jedes Einzelvorhabens soll bei der EG- 
Kommission liegen. 

Bei den Beratungen im Ausschuß wurden starke 
Bedenken gegen die Vorlage laut. Sie richteten sich 
insbesondere gegen 

— das Initiativ- und Entscheidungsrecht der EG- 
Kommission hinsichtlich der Förderungsprogram- 
me, 

— Ausdehnung der förderungsfähigen Warenbe- 
reiche auf alle Produkte des Anhangs II und 
möglicherweise sogar darüber hinaus, 

— die mögliche Ausdehnung der Förderung über 
die erste Verarbeitungsstufe hinaus. 

Ferner forderte der Ausschuß eine Begrenzung 
des Plafonds beim EAGFL, Abteilung Ausrichtung, 
für diese Maßnahmen auf 325 Millionen RE jähr- 
lich und eine Eigenbeteiligung des Zuwendungsemp- 
fängers von mindestens 65 v. H. Ferner wurde bei 
den Beratungen im Ausschuß darauf hingewiesen, 
daß das vorgeschlagene Antragsverfahren zu um- 
ständlich, bürokratisch und langwierig sei und zu- 
gleich zwangsläufig zu erheblichem Verwaltungs- 
aufwand führe und daher einer wesentlichen Ver- 
einfachung bedürfe. 

Die Bedenken des Ausschusses, die auf den Er- 
fahrungen bei der Vergabe von EAGFL-Förderungs- 
mitteln und der schwierigen Haushalts- und Finanz- 
lage der Gemeinschaft beruhen, haben im Ausschuß- 
antrag ihren Niederschlag gefunden. 

Der Ausschuß schlägt daher vor, den Vorschlag 
der EG-Kommission mit der Maßgabe zur Kennt- 
nis zu nehmen, daß die Bundesregierung ersucht 
wird, 

in Brüssel hinzuwirken 

— auf eine Begrenzung der Förderungsmittel und 
des Förderungsbereichs, 

— auf die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten für 
die Aufstellung der Förderungsprogramme, 

— auf eine Vereinfachung des Verfahrens. 


Bonn, den 10. Dezember 1975 


Bewerunge 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Vorschlag der HG-Kommission — Drucksache 7/4033 — mit der Maßgabe 

zur Kenntnis zu nehmen, daß die Bundesregierung ersucht wird, bei den Ver- 
handlungen in Brüssel auf folgende Änderungen des Vorschlags hinzuwirken: 

1. Das zur Durchführung der Maßnahme erforderliche Finanzvolumen soll auf 
325 Millionen RE jährlich begrenzt und nur aus dem EAGFL, Abteilung Aus- 
richtung, bereitgestellt werden; die Verabschiedung dieser Maßnahme darf 
nicht zu einer Überschreitung des Plafonds führen. 

2. Der begünstigte Warenbereich darf nicht auf alle Produkte des Anhangs II 
des EWG-Vertrages oder gar dort nicht verzeichnete Erzeugnisse ausgedehnt 
werden und ist auf die der Erzeugung nachgeordnete erste Vermarktungsstufe 
sowie darauf zu beschränken, daß den Warenbereichen auf Gemeinschafts- 
ebene Bedeutung zukommt und ihre Strukturen noch nicht den Marktanfor- 
derungen genügen. 

3. Die Aufstellung der Förderungsprogramme bleibt in der Zuständigkeit der 
Mitgliedstaaten; die EG-Kommission wirkt nur bei der Anregung und Koordi- 
nierung supranationaler Programme mit. 

4. Die Eigenbeteiligung der Begünstigten soll auf 65 v. H. der Investitionskosten 
erhöht werden, um Fehlinvestitionen soweit wie möglich auszuschließen. 

5. Die Antrags-, Entscheidungs- und Auszahlungsverfahren sind wesentlich zu 
vereinfachen und zeitlich zu verkürzen. 


Bonn, den 10. Dezember 1975 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Bewerunge 

Vorsitzender Berichterstatter 
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